
Änderungen im   Erwachsenenschutzrecht   durch das Budgetbegleitgesetz 2025:  

• Verlängerung der Frist bis zur Erneuerung der Erwachsenenvertretung von drei auf

fünf Jahre (§ 246 Abs. 1 Z 6 ABGB)

• Entfall  des  Ablehnungsrechts  von  Rechtsanwälten  und  Notaren,  wenn  für  die

Erwachsenenvertretung keine Rechtskenntnisse erforderlich sind (neuer § 275 ABGB)

• Entfall  des  verpflichtenden  Clearings  bei  Erneuerungsverfahren  (§  128  Abs.  3

AußStrG)

• Die  neuen  Regelungen  treten  mit 1.7.2025  in  Kraft  und  sind  auf  alle  ab  diesem

Zeitpunkt  neu  zu  bestellenden  und  auf  alle  bereits  eingerichteten  gerichtlichen

Erwachsenenvertretungen anzuwenden (§ 1503 Abs. 27 ABGB, § 207s AußStrG).

Gesetzestext:

7. Abschnitt

Justiz

Artikel 16

Änderung des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches

Das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, JGS Nr. 946/1811, zuletzt geändert durch das

Bundesgesetz BGBl. I Nr. 33/2024, wird wie folgt geändert:

1. In § 246 Abs. 1 Z 6 wird das Wort „drei“ durch das Wort „fünf“ ersetzt.

2. § 274 Abs. 5 entfällt.

3. § 275 lautet:

„§ 275.  (1) Ein Notar (Notariatskandidat) oder Rechtsanwalt (Rechtsanwaltsanwärter) ist vor
allem  dann  zum  Erwachsenenvertreter  zu  bestellen,  wenn  die  Besorgung  der
Angelegenheiten vorwiegend Rechtskenntnisse erfordert, ein Erwachsenenschutzverein (§ 1
ErwSchVG)  vor  allem  dann,  wenn  sonst  besondere  Anforderungen  mit  der
Erwachsenenvertretung verbunden sind.

(2)  Ein  Notar  (Notariatskandidat)  oder  Rechtsanwalt  (Rechtsanwaltsanwärter)  kann  die
Übernahme einer gerichtlichen Erwachsenenvertretung ablehnen, wenn

1.  er  nachweist,  dass  ein  Notar  (Notariatskandidat)  oder  Rechtsanwalt
(Rechtsanwaltsanwärter),  der  in  der  Liste  von  zur  Übernahme  von
Vorsorgevollmachten  und  gerichtlichen  Erwachsenenvertretungen  besonders

1 von 2



geeigneten Rechtsanwälten oder Notaren aufrecht eingetragen ist, mit der Übernahme
der Erwachsenenvertretung einverstanden wäre oder

2. ihm diese unter Berücksichtigung seiner persönlichen, familiären, beruflichen und
sonstigen  Verhältnisse  nicht  zugemutet  werden  kann.  Das  wird  bei  mehr  als  fünf
gerichtlichen Erwachsenenvertretungen vermutet.“

4.  In  §  1503  erhält  der  durch  die  Novelle  BGBl.  I  Nr.  33/2024  angefügte  Abs.  25  die
Absatzbezeichnung

„(26)“; folgender Abs. 27 wird angefügt:

„(27) § 246 Abs. 1 Z 6 und § 275 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2025, BGBl. I Nr.
xxx/2025,  treten  mit  1.  Juli  2025 in  Kraft  und  sind  auf  alle  ab  diesem Zeitpunkt  neu zu
bestellenden  und  auf  alle  bereits  eingerichteten  gerichtlichen  Erwachsenenvertretungen
anzuwenden. § 274 Abs. 5 tritt mit Ablauf des 30. Juni 2025 außer Kraft.“

Artikel 17

Änderung des Außerstreitgesetzes

Das  Bundesgesetz  über  das  gerichtliche  Verfahren  in  Rechtsangelegenheiten  außer
Streitsachen (Außerstreitgesetz – AußStrG), BGBl. I Nr. 111/2003, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 91/2024, wird wie folgt geändert:

1. § 128 Abs. 3 lautet:

„(3) Das Gericht

1.  hat  sich  im  Verfahren  über  die  Erneuerung  der  Erwachsenenvertretung  einen
persönlichen Eindruck von der betroffenen Person zu verschaffen und kann, wenn es
das für erforderlich hält, den Erwachsenenschutzverein mit der Abklärung beauftragen;

2.  hat  im Verfahren über die Erweiterung der gerichtlichen Erwachsenenvertretung,
wenn  diese  um  die  Zustimmung  zu  einzelnen  oder  Arten  von  medizinischen
Behandlungen, um die Entscheidung über eine dauerhafte Änderung des Wohnortes
oder  um  einzelne  oder  Arten  von  Angelegenheiten  des  außerordentlichen
Wirtschaftsbetriebes  erweitert  werden  soll,  den  Erwachsenenschutzverein  mit  der
Abklärung zu beauftragen und sich einen persönlichen Eindruck von der betroffenen
Person zu verschaffen und

3.  kann sich  in  allen  anderen  Verfahren,  wenn  es  das  für  erforderlich  hält,  einen
persönlichen  Eindruck  von  der  betroffenen  Person  verschaffen,  einen
Sachverständigen  bestellen  oder  eine  mündliche  Verhandlung  durchführen  sowie,
ausgenommen  im  Verfahren  über  die  Übertragung  der  gerichtlichen
Erwachsenenvertretung,  den  Erwachsenenschutzverein  mit  der  Abklärung
beauftragen.“

2. Nach § 207r wird folgender § 207s samt Überschrift angefügt:

„Inkrafttreten und Übergangsbestimmung zum Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/2025

§ 207s. § 128 Abs. 3 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2025, BGBl. I Nr. xxx/2025,
tritt mit 1. Juli 2025 in Kraft und ist auch auf alle zu diesem Zeitpunkt bereits eingerichteten
gerichtlichen Erwachsenenvertretungen anzuwenden.“
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